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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Entwickiung der Zoilunion und des innergemeinschaftiichen 
Marktes 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

unter Hinweis auf die politische, wirtschaftliche und psycho- 
logische Bedeutung aller Maßnahmen für ein besseres Funktio- 
nieren der Zollunion, 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 7. Juli 1975^), 
19. April 19772) und 16. Juni 1977 "), 

unter Hinweis auf den Entschließungsantrag gemäß Arti- 
kel 25 der Geschäftsordnung zur Vereinfachung der Zollverfah- 
ren, des Zollrechts sowie institutioneller Methoden für die Prü- 
fung von Zollfragen (Dok. 356/76), 

in Kenntnis der Mitteilung der Kommission an den Rat und 
das Europäische Parlament über den Stand der Zollunion der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ^), 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung (Dok. 557/77) — 

1. ist der Auffassung, daß die Zollunion in ihrer endgültigen 
Form wie folgt gekennzeichnet sein sollte: 

a) nach außen: 

— gemeinsame Zollsätze, gemeinsames Zollrecht und 
gemeinschaftliche Zolldokumente, 

— gemeinsame Handelspolitik, wobei eventuelle Han- 
dels- und Kooperationsabkommen, Präferenzabkom- 
men, mengenmäßige Beschränkungen usw. für die 
Zollunion insgesamt und nicht für die einzelnen Mit- 
gliedstaaten gelten, 


1) ABI. EG Nr. C 179 vom 6. August 1975, S. 7 

2) ABI. EG Nr. C 118 vom 16. Mai 1977, S. 30 

3) ABI. EG Nr. C 163 vom 11. Juli 1977, S. 44 

4) KOM (77) 210 endg. 


Druck: Thenee Druck KG, 5300 Bonn, Tel. 23 19 67 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 5300 Bonn 2, Postfach 2008 21 

Bonn-Bad Godesberg, Herderstr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 8/1 744 


Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 


— gemeinsame Behörde zur Verwaltung der Zollbe- 
stimmungen an den Außengrenzen der Gemein- 
schaft; 

b) nach innen: 

— Abschaffung aller Formalitäten im Handel und im 
Verkehr, Begrenzung der Kontrollen an den Binnen- 
grenzen der Gemeinschaft auf eventuelle Polizei- 
aufgaben; 

2. anerkennt die energischen Bemühungen der Kommission 
zur Verwirklichung eines unkomplizierten, aber wirksamen 
Funktionierens der Zollunion und des Gemeinsamen Mark- 
tes sowie die bisher erzielten Fortschritte; muß jedoch fest- 
stellen, daß es mehr als 20 Jahre nach ihrer Errichtung 
immer noch nicht voll gelungen ist, ein zweckentsprechen- 
des Funktionieren zu erreichen; weist darauf hin, daß die 
Schwierigkeiten insbesondere mit dem inneren Funktio- 
nieren der Zollunion verknüpft sind; 

3. ist der Auffassung, daß dies insbesondere auf folgende 
Faktoren zurückzuführen ist: 

— die Scheu der nationalen Zoll- und Steuerbehörden, ein 
eingebürgertes Kontrollsystem durch ein neues unbe- 
kanntes abzulösen, 

— den mehr oder weniger bewußten Wunsch der Mitglied- 
staaten, durch steuerliche, technische, gesetzliche und 
administrative Bestimmungen die nationalen Märkte 
abzuschirmen, 

— die nur teilweise verwirklichten Ziele des EWG-Ver- 
trags in anderen Sektoren; 

4. warnt vor den Folgen eines Prozesses, bei dem die Mit- 
gliedstaaten auf diese Weise dazu beitragen, daß sich die 
Kooperationsformen in eine Richtung entwickeln, die für 
die Freihandelszone, nicht aber für eine Zollunion kenn- 
zeichnend sein kann; 

5. betont, daß der Abbau der Grenzformalitäten an den Bin- 
nengrenzen der Gemeinschaft nicht nach dem Grundsatz 
„alles oder nichts'' durchgeführt werden sollte, wobei die 
Vereinfachung auf einem Gebiet unterbleibt, weil sie auf 
einem anderen nicht erfolgt ist; nur durch eine schrittweise 
Vereinfachung und Abschaffung der Formalitäten kann der 
freie Warenverkehr verwirklicht werden; 

6. stellt fest, daß die Durchführung der Gemeinschaftsbestim- 
mungen, die eine Umstellung der Verwaltung der Mitglied- 
staaten voraussetzen oder zur Folge haben sollten, beson- 
ders schwierig war; 

7. betont, daß insbesondere bei landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen oder einer hohen Luxussteuer unterliegenden Wa- 
ren zumindest bestimmte Formalitäten und Kontrollen im 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 00258031 - vom 20, April 1978. 
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innergemeinschaftlichen Handelsverkehr nötig sein wer- 
den, solange die Mitgliedstaaten ihre Umsatz- und Luxus- 
steuersätze nicht koordinieren und die Währungsaus- 
gleichsbeträge für landwirtschaftliche Erzeugnisse ab- 
schaffen; 

8. ist der Ansicht, daß die technischen und administrativen 
Handelshemmnisse nach dem Wegfall der Zoll- und men- 
genmäßigen Beschränkungen im innergemeinschaftlichen 
Handelsverkehr stärker hervorgetreten und bis zu einem 
gewissen Grad auch verschärft worden sind; 

9. appelliert an den politischen Willen der Mitgliedstaaten, 
aktiv zur Verwirklichung der Zollunion nach innen und 
außen beizutragen; insbesondere in einer Situation, in der 
es sich als besonders schwierig erwiesen hat, sich in neuen 
Bereichen auf eine gemeinsame Politik zu einigen, ist es 
wichtig, zielbewußt die Grundlagen der Gemeinschaft, näm- 
lich die Zollunion und den Gemeinsamen Markt, zu ver- 
wirklichen; 

10. hält es angesichts dieser Lage für notwendig, die Position 
der Kommission zu stärken, und fordert daher den Rat auf, 
in diesem Bereich gemäß dem Beschluß der Staats- bzw. 
Regierungschefs vom Dezember 1974 in Paris von den Be- 
stimmungen des EWG-Vertrags stärker Gebrauch zu 
machen, wonach der Kommission die Durchführungs- und 
Verwaltungsbefugnisse, die sich aus Verordnungen der 
Gemeinschaft ergeben, übertragen werden können; 

11. fordert in diesem Zusammenhang die Kommission und den 
Rat auf, ein neues Entscheidungsverfahren zu erwägen, 
wonach 

a) die drei Gemeinschaftsorgane die Merkmale der Zoll- 
union festlegen; 

b) die drei Gemeinschaftsorgane Leitlinien für Gemein- 
schaftsbestimmungen in den einzelnen Sektoren fest- 
legen; 

c) die Kommission ermächtig wird, gemäß Artikel 155 des 
EWG-Vertrags die notwendigen Durchführungsbestim- 
mungen zu erlassen; 

12. fordert die Kommission auf, ihr Arbeitsprogramm zur Ver- 
wirklichung der Zollunion nach innen und außen zu aktua- 
lisieren; hieraus sollte hervorgehen, wieweit sich die ein- 
zelnen Fortschritte gegenseitig bedingen, wobei Verzöge- 
rungen in einem Sektor automatisch zu Verzögerungen in 
anderen Sektoren führen; ferner wäre die Ausarbeitung 
von Mehrjahresprogrammen zu erwägen, die in regel- 
mäßigen Abständen aktualisiert werden; 

13. ist der Auffassung, daß folgende Schritte auf dem Weg zur 
Verwirklichung der Zollunion erhebliche Erleichterungen 
für das Wirtschaftsleben und die Zollbehörden mit sich 
bringen und dazu beitragen würden, dem Bürger ein stär- 
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keres Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft zu 

vermitteln: 

a) Ausschluß der Möglichkeit, daß Bürger Steuern für die- 
selbe Ware in zwei Mitgliedstaaten bezahlen müssen 
oder überhaupt keine Steuern zu bezahlen brauchen; 

b) erweiterte Möglichkeiten für Reisende, in anderen Mit- 
gliedstaaten gekaufte Waren in das Heimatland einzu- 
führen, und Beseitigung der Restriktionen bestimmter 
Mitgliedstaaten für die Mitführung von Devisen durch 
Reisende; 

c) Abschaffung der von bestimmten Mitgliedstaaten er- 
hobenen Abfertigungsgebühr für Kleinsendungen nicht- 
kommerzieller Art; 

d) gemeinsame Bestimmungen für die vorübergehende 
Einfuhr von Kraftfahrzeugen u. a. in einen anderen Mit- 
gliedstaat; 

e) Registrierung und Kontrolle interner Warensendungen 
erfolgen in höherem Maße durch buchmäßige Über- 
wachung und durch Kontrollen der Abgangszollstelle: 

— die Zollbehörden des Importlandes und eventueller 
Transitländer kontrollieren lediglich, ob es sich um 
die in dem Begleitpapier genannten Waren handelt; 

— Waren, die allein mehrwertsteuerpflichtig sind, 
unterliegen nicht dem gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren (Einfuhrumsatzsteuer entfällt) ; 

— die von den Unternehmen zu entrichtenden Abgaben 
werden normalerweise auf Grund der Meldung der 
Abgangszollstelle an das Importland und der norma- 
len Betriebsbuchführung des Importeurs berechnet; 

f) Vereinfachung und Standardisierung sowie spätere Ab- 
schaffung der Papiere für unter das innergemeinschaft- 
liche Versandverfahren fallende Waren: Fortfall der 
Sicherheitsleistung für Unternehmen; 

g) gegenseitige Anerkennung von Veterinär- und Gesund- 
heitszeugnissen sowie technischen Prüfungsergebnissen; 

h) Beseitigung der im innergemeinschaftlichen Handels- 
verkehr in bestimmten Fällen verlangten Ursprungs- 
zeugnisse; 

i) Abschluß von Abkommen mit Österreich und der 
Schweiz, wonach diese Länder bei Transitsendungen die 
Veterinär- und Gesundheitszeugnisse der Mitgliedstaa- 
ten anerkennen, und/oder plombierte Sendungen als 
ausreichende Maßnahme; 

j) vereinfachte Erfassung der Daten zur Ausarbeitung von 
Statistiken über den innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehr; 

k) verbesserte Vorschriften für die Ermittlung des Zoll- 
wertes und gemeinsame Bestimmungen für die Über- 
führung von Waren in den freien Verkehr; 
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l) gemeinsame Importpapiere; 

m) Standardisierung und Vereinfachung der Regeln betref- 
fend den Warenursprung; 

n) Ausarbeitung des integrierten Zolltarifs; 

o) gemeinsame Bestimmungen über die Behandlung von 
Verstößen gegen die Zollbestimmungen der Gemein- 
schaft und ihre eventuelle Ahndung; 

p) bessere Organisation der Abfertigung an den Zollstel- 
len, die erfahrungsgemäß erhebliche Wartezeiten ver- 
ursacht; 

q) schrittweise Übertragung von Befugnissen auf die Kom- 
mission durch den Rat zur Delegierung von Aufgaben 
an die nationalen Zoll- und Steuerbehörden; 

r) Einsetzung eines der Kommission unterstellten Kon- 
trollorgans zur Gewährleistung der Einhaltung der ge- 
meinschaftlichen Bestimmungen über den Grenzüber- 
tritt usw. in der Praxis; 

14. betont, daß eine ganze Reihe dieser Fortschritte relativ 
schnell erreicht werden könnte, und fordert die Kommis- 
sion auf, diesbezügliche Vorschläge zu unterbreiten; 

15. fordert den Rat nachdrücklich auf, die Vorschläge, die ihm 
schon seit langem zur Annahme vorliegen, unverzüglich 
anzunehmen; 

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht dem Rat und der Kommission sowie den 
nationalen Parlamenten und Zollbehörden zu übermitteln. 
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